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Claudia Burgsmüller 
Strafmilderung für Freier? 

Anhand von einigen neueren Urteilen will ich 
untersuchen, ob in den vergangenen Jahren eine 
grundsätzliche Wandlung der ideologischen Argu­
mentationsmuster dort stattgefunden hat, wo es um 
den Schutz des sexuellen Selbstbestimmungsrechtes 
von Prostituierten geht. Mich interessieren vor allem 
Sachverhalte, in denen eine Prostituierte im Zusam­
menhang mit ihrer Berufsausübung vergewaltigt und/ 
oder sexuell genötigt worden ist, wie dies z. B. bei 
der Gewaltausübung eines Freiers gegenüber der Frau 
nach einem bezahlten Geschlechtsverkehr der Fall 
ist, wenn die Prostituierte ein weiteres Zusammen­
sein mit dem Mann ablehnt. 

Zu Zeiten des Reichsgerichtes und der älteren 
Literatur, die durch die § § 177 ff StGB vor allem die 
Geschlechtsehre der Frauen geschützt sehen wollten, 
die willfähriger Gebrauchsgegenstand einzelner legi­
timer Besitzer waren (Ehefrauen, ,,unschuldige Mäd­
chen"), ist die Prostituierte aus dem Schutzbereich 
der Norm herausgefallen: Man ging davon aus, daß 
eine Frau, die die Spielregeln für den Verkauf kör­
perlicher Sexualität in der Interaktion mit einem 
Mann selbst bestimmen will, auch für das entspre­
chende Berufsrisiko verantwortlich ist. 

Seit das „sexuelle Selbstbestimmungsrecht" von 
Frauen als Schutzgut der § § 177 ff. deklariert wur­
de und Frauen in einem zähen Kampf begonnen 
haben. dieses Recht auch einzufordern, sind mir 
keine Urteile mehr zur Kenntnis gekommen, die eine 
Prostituierte grundsätzlich aus dem Schutzbereich 
der Normen ausnehmen wollten: kein Strafgericht 
wird heute einer Prostituierten allein wegen ihrer 
Berufszugehörigkeit das Recht absprechen, Modali­
täten, Ort und Zeit und Preis der sexuellen Inter­
aktion zu bestimmen. 

Heute hingegen bietet immer noch der im Abs. 
2 des § 177 StGB vorgesehene „minder schwere Fall" 
Anlaß zu Vorsatz-Schuld- und/oder Strafzumessungs­
erwägungen, bei denen dem Freier und Täter Straf­
milderung gewährt wird, wenn eine Prostituierte be­
troffen ist. Das hohe Maß an Gewaltanwendung und 
die lebensbedrohliche Situation für die Prostituierte 
treten dann in den Hintergrund. 

Der BGH hatte noch 1973 (BGH MDR 1973, 
5 5 5) festgestellt, daß „hinsichtlich der Schuld ein 
ehr erheblicher Unterschied (besteht), ob eine un­

bescholtene Frau oder eine Prostituierte, die sich all­
gemein zu unzüchtigen Handlungen hinzugeben 
pflegt, das Opfer eines Sittlichkeitsverbrechenswird". 
Hier wird zum wiederholten Male nicht nur eine dis­
kriminierende Einstellung gegenüber Prostituierten 
deutlich, sondern vor allem das Vorurteil der Rechts­
anwender: sie sind noch weit entfernt davon, die 
Willensfreiheit einer Frau zu schützen und in der 
Vergewaltigung ein Delikt zu sehen, das Ausdruck 
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des Hasses und der Verachtung von Männern gegen­
über von Frauen ist. 

Die mir bekannten Strafverfahren, in denen es 
um die Vergewaltigung einer Prostituierten ging, ha­
ben mir verdeutlicht, wie groß die Verachtung des 
Freiers für gerade die Frau sein muß, von der er sich 
zuvor eine Dienstleistung erkauft hat; der lllusion, 
im Geschlechtsakt Macht über eine sich hingebende 
Frau ausüben zu können beraubt, gingen die Täter 
mit brutaler Gewalt gegen die jeweilige Prostituierte 
vor. 

Alle im folgenden ihrem wesentlichen Inhalt 
nach zitierten Strafurteile sind unter der Mitwirkung 
von Rechtsanwältinnen als Vertreterinnen der verge­
waltigten Prostituierten als Nebenklägerin zustande­
gekommen. 

LG Hamburg, Große Strafkammer, Urteil v. 9.10.84 
-(93) 60/84 KLs-
Es geht um einen 33-jährigen Kraftfahrer, der straf­
rechtlich schon wie folgt in Erscheinung getreten ist: 

Am 14. November 1974 verurteilte ihn das Landge­
richt Lübeck wegen Vergewaltigung zu einer Freiheits­
strafe von 10 Monaten zur Bewährung. Die Strafe wurde 
nach Ablauf der Bewährungszeit erlassen. 

Am 9. Februar 1978 verurteilte ihn das Landgericht 
Itzehoe wegen sexueller ötigung in Tateinheit mit ver­
suchter Vergewaltigung zu einer Freiheitsstrafe von 4 Jah­
ren. Er verbüßte die Strafe von 1978 bis 1981, ein Strafrest 
von 1 7 Monaten wurde ihm bis zum 31. März 1985 zur Be­
währung ausgesetzt. Der Angeklagte hatte Mitte 1977 ein 
Mädchen, das er in einer Diskothek in Hamburg kennenge­
lernt hatte, durch Schläge und Drohungen gezwungen, mit 
ihm im Auto und in der Wohnung sexuelle Handlungen vor­
zunehmen und hatte versucht, es zu vergewaltigen. 

Der Angeklagte hatte Anfang 1984 die Neben­
klägerin, die als Prostituierte auf dem Autostrichar­
beitete, nach Vereinbarung eines Preises von DM 30 
für einen Mundverkehr in seinem Pkw mitgenom­
men. Nachdem die Nebenklägerin den Angeklagten 
eine Viertelstunde lang bearbeitet h,atte, ohne daß es 
zu einem Orgasmus gekommen war, befürchtete sie 
Unannehmlichkeiten. Sie hatte den Stimmungsum­
schwung beim Freier bemerkt, bot an, das Geld zu­
rückzugeben und bat ihn, sie zu ihrem Standplatz zu­
rückzufahren. Sie wurde daraufhin am Verlassen des 
Autos mit Gewalt gehindert. Er fuhr dann gegen den 
Willen der Nebenklägerin an einen anderen Ort und 
drohte, er bringe sie um, falls es ihr nicht gelinge, 
ihn zu befriedigen. 

Die Zeugin folgte der Aufforderung. Der Angeklagte 
war sich bewußt, daß die Zeugin dies nur tat, weil sie auf­
grund seines Gesamtverhaltens und der ausgesprochenen 
Drohung Angst hatte, umgebracht zu werden. Die Zeugin 
entschloß sich nunmehr, die für sie lebensbedrohlich er­
scheinende Situation dadurch zu mildern, daß sie ihm vor­
spielte, die von ihm geforderten sexuellen Handlungen ohne 
inneren Widerstand, aus eigenem Antrieb intensiv und letzt­
lich sogar mit eigenem Lustempfinden vorzunehmen. Der 
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Angeklagte, der nüchtern war und die Situation einschätzen 
konnte, hat jedoch zu keiner Zeit des gesamten Handlungs­
ablaufs daran geglaubt, daß die Zeugin die Handlungen frei­
willig vornehme oder dulde. 

Nachdem es zu weiteren Bedrohungen, Ge­
schlechtsverkehr und Mundverkehr gegen den Willen 
der Zeugin gekommen war, kam der Angeklagte 
schließlich zum Orgasmus. Das gesamte Geschehen 
hatte sich über mehrere Stunden hingezogen. 

Rechtlich hat sich der Angeklagte einer sexuellen Nöti­
gung nach § 1 78 StGB in Tateinheit mit Vergewaltigung 
nach§ 1 77 StGB schuldig gemacht. 

Bei der Strafzumessung ist die Kammer davon ausge­
gangen, daß hinsichtlich der Vergewaltigung wegen der 
Kurzzeitigkeit der Tat und angesichts der Tatsache, daß die 
Zeugin ursprünglich mit der entgeltlichen Vornahme sexuel­
ler Handlungen einverstanden war, ein minder schwerer Fall 
nach § 1 77 Abs. 2 StGB vorliegt, denn dies kennzeichnet 
die Tat bei einer Gesamtwürdigung hinsichtlich der Verge­
waltigung als minder schwer gegenüber dem Normalfall des 
§ 177 StGB. Hinsichtlich der sexuellen Nötigung liegt wegen 
der Dauer der Handlung, der Intensität und des Gewichts 
der Drohungen trotz der ursprünglichen Vereinbarung über 
die Vornahme sexueller Handlungen eindeutig ein Normal­
fall des§ l 78 StGB vor. 

Bei der konkreten Strafzumessung mußte zu Lasten 
des Angeklagten die intensive und langandauernde Tataus­
führung ins Gewicht fallen. Dabei war zwar zu berücksichti­
gen, daß sich die Zeugin aus der Sicht des Angeklagten in 
ihrer sexuellen Ehre durch die Tat nicht in gleicher Weise 
beeinträchtigt fühlte wie etwa ein Opfer, das nicht der Prosti­
tution nachgeht. Andererseits war dem Angeklagten klar, 
daß aufgrund der massiven Drohungen und der für ihn offen­
kundigen Todesangst der Zeugin eine schwere Beeinträchti­
gung der Zeugin stattfand. 

Zu Gunsten des Angeklagten hat die Kammer das Ge­
ständnis berücksichtigt, zu dem sich der Angeklagte in der 
Hauptverhandlung durchgerungen hat. 

Die Vorstrafen hat die Kammer nur sehr eingeschränkt 
zu Lasten des Angeklagten verwertet, weil vom Gesamtire­
schehen her die Taten nicht vergleichbar erscheinen und 
man deshalb nicht feststellen kann, daß die jetzige Tat auf 
einer vergleichbaren inneren Einstellung beruhen, wie sie 
bei den früheren Taten zutage getreten ist. Berücksichtigung 
finden mußte jedoch die Tatsache, daß der Angeklagte we­
gen Taten im Bereich der Sittlichkeitsdelikte bestraft wurde 
und die Haftverbüßung eine Warnfunktion hatte. 

Zu berücksichtigen war bei der Strafzumessung auch 
- und dies wirkte sich strafmildernd aus - daß dem Ange­
klagten aus der vorangegangenen Verurteilung noch ein 
Strafrest von immerhin 1 7 Monaten offenstehe der bei 
Widerruf der Bewährung zu einer entsprechend 'erhöhten 
Gesamtstrafdauer führt. Insgesamt erschien nach Abwägung 
aller für und gegen den Angeklagten sprechenden Umstände 
eine Freiheitsstrafe von 2 Jahren und 6 Monaten schuldan­
gemessen. 

Ähnlich „aufgeklärt" gab sich ein Berliner Straf­
richter am Amtsgericht Tiergarten, der in den Fest­
stellungen des Urteils ebenfalls dazu kommt, daß eine 
Prostituierte nach einem bezahlten Geschlechtsver­
kehr beim Hausbesuch von dem Freier über mehrere 
Stunden brutal bedroht und vergewaltigt worden ist. 

AG Tiergarten, Urteil des Schöffengerichts v. 5.5.81 
-255 - 48/81- ( 3 mdnnliche Richter) 

Der Angeklagte hat sich danach der Vergewaltigung 
nach § 1 77 StGB schuldig gemache. Er hat die Zeugin mit 
Gewalt und durch Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib und Leben zum außerehelichen Beischlaf mit ihm ge­
nötigt. Ob der Angeklagte die Drohungen tatsächlich ernst 
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meinte, ist ohne Bedeutung. Es ist festgestellt worden, daß 
jedenfalls die Zeugin die Drohungen des Angeklagten ernst 
genommen hat. 

Trotz der nicht unerheblichen lncensicäc der Gewaltan­
wendung und der massiven Drohungen lag ein minder 
schwerer Fall im Sinne des § 1 77 Abs. 2 StGB vor. Zwar 
spricht hierfür nicht schon allein die Tatsache, daß es sich 
bei dem Opfer um eine - damalige - Prostituierte handelte, 
doch kann der Zusammenhang zwischen dem vorhergehen­
den, im beiderseitigen Einvernehmen erfolgten sexuellen 
Verkehr und dem nachfolgenden nunmehr gewaltsamen 
Akt nicht außer acht gelassen werden. Insofern war für den 
Angeklagten der Schritt zur Überschreitung der Strafbar­
keitsgrenze geringer als bei einer Tat, wo der gewaltsamen 
Ausübung des Geschlechtsverkehrs kein solcher freiwilliger 
Akt vorausgegangen ist - Fälle die dem typischen Unrechts­
gehalt des § 1 77 StGB weit mehr entsprachen als der vorlie­
gende. Ferner war zugunsten des Angeklagten zu berücksich­
tigen, daß infolge des genossenen Alkohols eine gewisse Ent­
hemmung nicht ausgeschlossen werden kann, ohne daß dies 
jedoch zu einer erheblichen Verminderung der Einsichts­
und Steuerungsfähigkeit im Sinne des S 21 StGB geführt 
hätte. (Es folgen Ausführungen zum Blutalkoholgehalt). 

Andererseits war strafverschärfend zu berücksichtigen, 
daß der Angeklagte die Zeugin über einen erheblichen Zeit­
raum festgehalten hat, die Gewaltanwendung nicht uner­
heblich war und die ausgesprochenen Drohungen sehr massiv 
auf die Zeugin einwirken mußten. Hierdurch hat er die Zeu­
gin in eine beinahe panische Angst versetzt; die Zeugin muß­
te zeitweilig ernstlich um ihr Leben fürchten. Darüber hinaus 
konnte auch nicht unberücksichtigt bleiben, daß der Ange­
klagte in der Hauptverhandlung keinerlei Einsicht in das 
Unrecht seines Tuns gezeigt hat, sondern versuche hat, sein 
Verhalten zu beschönigen und zu vertuschen. Unter Berück­
sichtigung dieser Gesamtumstände hielt das Gericht eine 
Freiheitsstrafe in Höhe von 10 Monaten für schuldange­
messen. 

Die Vollstreckung der Freiheitsstrafe konnte gemäß § 
56 Abs. 1 StGB zur Bewährung ausgesetzt werden, da zu er­
warten ist, daß der Angeklagte sich schon die Verurteilung 
zur Warnung dienen lassen und künftig keine Straftaten 
mehr begehen wird. Bei Würdigung der im Zusammenhang 
mit erheblichem Alkoholgenuß stehenden Tat und der Le­
bensverhältnisse des bisher nicht bestraften Angeklagten, 
der in einem festen Beruf stehe, erscheint die Annahme ge­
rechtfertigt, daß es sich bei dem gesamten Geschehen mehr 
um ein einmaliges Vergehen gehandelt hat, dessen Wieder­
holung unter dem Eindruck der hier verhängten Strafe nicht 
zu befürchten ist. Um dem Angeklagten dennoch das Un­
recht seines Handelns vor Augen zu führen, hat ihm das Ge­
richt eine Geldbuße zugunsten einer Organisation auferlegt, 
die sich mit der Förderung des Schutzes mißhandelter 
Frauen befaßt. 

Die zuvor zitierte Entscheidung ist geprägt von 
einem weit verbreiteten Vorurteil, wonach die Ver­
gewaltigung eines jungen Mädchens auf der Straße 
durch einen Fremden allein den Strafrahmen des § 

1 77 Abs. 1 StGB rechtfertige. 
Auf die Berufung dieses Angeklagten hin wurde 

er von einer Strafkammer des Landgerichts Berlin 
freigesprochen; auf die Revision der Nebenklägerin 
wurde das freisprechende Urteil aufgehoben und die 
Sache zur neuen Verhandlung und Entscheidung an 
eine andere Strafkammer zurückverwiesen. Diese 
entschied wie folgt: 

LG Berlin, 15. Große Strafka111mer, Urteil v. 2.10.84 
-515 - 61/82-

Der Angeklagte hat sich somit wegen Vergewaltigung 
gemäß § 177 StGB strafbar gemacht. Er hat eine Frau mit 
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Gewalt und durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für 
Leib oder Leben zum außerehelichen Beischlaf mit ihm ge­
nötigt. Der Angeklagte hat sowohl Gewalt ausgeübt, indem 
er die ihm körperlich unterlegene Zeugin auf dem Bett fest­
gehalten hat, als auch mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
und Leben gedroht, da er mit Erschießung und Verbrühen 
mit heißem Wasser gedroht hat. Es liegt eine fortgesetzte 
Handlung und damit nur eine Tat im Sinne des Strafgesetz­
buches vor, da der Angeklagte beim ersten gewaltsamen Ge­
schlechtsakt den Entschluß gefaßt hatte, die ebenklägerin 
im Verlaufe des weiteren Abends noch mehrfach zu verge­
waltigen. 

Bei der Strafzumessung geht die Kammer nicht von 
einem minder schweren Fall der Vergewaltigung aus. Zwar 
war für den Angeklagten durch den der Tat vorangegangenen 
freiwilligen, bezahlten Geschlechtsverkehr eine niedrigere 
Hemmschwelle zu überwinden, zumal sich die Geschädigte 
bereits gänzlich entkleidet in seinem Schlafzimmer befand. 
Dadurch, daß er die Nebenklägerin mindestens ein und eine 
halbe Stunde lang festhielt sowie drangsalierte und die Zeu­
gin in dieser Zeit mehrfach zum Geschlechtsverkehr zwang, 
geht die jetzt abzuurteilende Tat weit über die üblicherweise 
vorkommenden Vergewaltigungsfälle hinaus. Ein minder 
schwerer Fall liegt daher nicht vor. Dies gilt auch unter Be­
rücksichtigung des Umstandes, daß der Angeklagte bisher 
nicht bestraft ist und seine Schuldfähigkeit zum Tatzeit­
punkt erheblich vermindert war. Die Strafe ist daher aus § 
1 77 Abs. 1 StGB zu entnehmen. 

Aufgrund seineralkoholbedingten verm indertenSchuld­
fähigkeit machte die Kammer jedoch von der Milderungs­
möglichkeit des§ 21 StGB Gebrauch. Innerhalb des anzu­
wendenden Strafrahmens des § 49 Abs. 1 StGB kann die 
Strafe nach Überzeugung der Kammer jedoch nicht im un­
teren Bereich angesetzt werden. Zwar spricht für den Ange­
klagten, daß er nicht bestraft ist und zum Zeitpunkt des 
Tatbeginns sexuell erregt und noch nicht befriedigt war. 
Starfverschärfend wirken sich jedoch die Punkte aus, die be­
reits zur Ablehnung eines minder schweren Falles geführt 
haben. Darüber hinaus hat er eine ganz erhebliche kriminel­
le Energie gezeigt, indem er die Zeugin nochmals zum Ge­
schlechtsverkehr gezwungen hat, nachdem er wußte, daß 
diese bereits die Polizei alarmiert hat. 

Die vom Schöffengericht verhängte Freiheitsstrafe von 
10 Monaten, die nur 4 Monate über der durch§ 49 Abs. l 

r. 3 StGB vorgeschriebenen gesetzlichen Mindeststrafe liegt, 
ist daher unvertretbar milde. Die Kammer ist durch die Vor­
schrift des § 331 StPO jedoch daran gehindert, die Strafe 
schuldangemessen zu erhöhen. Es hat daher bei der vom 
Schöffengericht verhängten Freiheitsstrafe in Höhe von 10 
Monaten zu verbleiben. Das Berufungsgericht hat aber den 
Urteilstenor des angefochtenen Urteils richtiggestellt, der 
von „Vergewaltigung im minder schweren Fall" ausging. 

Dieses begrüßenswerte Urteil läßt hoffen, daß 

die Rechtsprechung zur Vergewaltigung (und sexuel­

len Nötigung) sich tatsächlich zu einem Schutz der 

Willensfreiheit von Frauen im sexuellen Bereich ent­

wickeln wird. In dieselbe Richtung weist die Ent­

scheidung des Landgerichts Itzehoe: 

LG Itzehoe, 1. Große Strafkammer, Urteil v. 2.11.8 2 
-8 KLs 29/82 !-

Der Angeklagte, der an einem Abend im Mai 1982 
kein Bargeld mehr bei sich hatte, nahm sich vor, eine Prosti­
tuierte vom Autostrich in der Großen Elbstraße in Hamburg 
unter Vortäuschung seiner Zahlungsfähigkeit und - Bereit­
schaft in sein Auto zu locken und diese an einem abgelege­
nen Ort durch Bedrohung mit seinem Schreckschußrevolver 
.... , der mit 6 Platzpatronen geladen war und im Innenfach 
der Fahrertür steckte, zum Geschlechtsverkehr ohne Ent­
gelt zu nötigen. 

Bei der ersten Prostituierten, die er genötigt 

hatte, bei ihm einzusteigen und mit ihm gegen ihren 
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Willen zu einem bestimmten Ort zu fahren, gab er 

seinen Plan noch auf und brachte sie nachhause. Eine 

weitere Prostituierte auf dem Autostrich, die zu ihm 

in den Wagen gestiegen war, wurde von ihm mit ge­

ladenem Schreckschußrevolver, den sie für eine 

scharfe Schußwaffe hielt, bedroht. Sie wurde gezwun­

gen, sich auszuziehen, bei ihm den Mundverkehr so­

wie später Geschlechtsverkehr auszuführen. Noch 

danach kam es zu weiteren Drangsalierungen und 

Bedrohungen der Prostituierten durch den Angeklag­

ten, die sich ebenfalls über Stunden hinzogen; u. a. 

würgte er die Frau. 

Nach dem vom Gericht festgestellten Sachverhalt hat 
sich der Angeklagte schuldig gemacht: 

einer Vergewaltigung nach § 1 77 StGB, indem er Frau 
X durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
und Leben zum außerehelichen Beischlaf mit ihm nö­
tigte. 
in einem Akt von eigenem Unwert einer sexuellen Nö­
tigung nach § 1 78 StGB, indem er Frau X durch Dro­
hungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben 
nötigte, dUßereheliche sexuelle Handlungen - nämlich 
den Mundverkehr - an ihr vorzunehmen. 
und einer Körperverletzung nach§ 223 StGB, indem 
er Frau X durch Würgen mit beiden Händen an ihrem 
Hals körperlich mißhandelte. 
Die Handlungen sind wegen ihres natürlichen, örtlichen 

und zeitlichen Zusammenhangs als tateinheitlich zu werten 
(§ 52 StGB). Ein Tötungsvorsatz beim Würgen ist dem An­
geklagteri nicht mit hinreichender Sicherheit nachzuweisen. 
Dagegen spricht der Umstand, daß der Angeklagte davon 
abließ, obgleich nichts ihn daran hinderte, das Würgen fort­
zusetzen. 

5 1 77 StGB, dem die Strafe nach§ 52 Abs. 2 StGB zu 
entnehmen ist, sieht Freiheitsstrafe von zwei Jahren bis zu 
15 Jahren vor. Gemäß§ 21 StGB hat die Strafkammer von 
der Milderungsmöglichkeit des§ 49 StGB Gebrauch gemacht, 
so daß von einem Strafrahmen von sechs Monaten bis zu 11 
Jahren drei Monaten auszugehen ist. 

Bei der Strafzumessung fällt erschwerend ins Gewicht, 
daß die vom Angeklagten geschaffene Drohsituation über ei­
nen beträchtlichen Zeitraum, nämlich über etwa 1 1/2 Stun­
den, auf Frau X einwirkte. Durch die zeitlich gestaffelte 
Drohung mit dem Schreckschußrevolver und auch durch das 
Würgen geriet Frau X immer wieder aufs neue in Todesangst, 
wenn sie schon geglaubt hatte, der Angeklagte werde nun 
endlich von ihr ablassen. Dabei wurde ihre Angst dadurch 
gesteigert, daß die Taten in entlegener und unbewohnter 
Gegend geschahen, die Frau X unbekannt war. Die sexuelle 
Intensität seines Vorgehens steigerte der Angeklagte dadurch 
beträchtlich, daß er Frau X zusätzlich zum Mundverkehr, 
ein Akt beträchtlichen eigenen Unwerts, nötigte. Die Schuld 
des Angeklagten wiegt nach allem schwer. 

Strafmildernd hat die Strafkammer sehr wesentlich das 
nicht beschönigende Geständnis des Angeklagten berück­
sichtigt, das offensichtlich von seiner Einsicht und Reue ge­
tragen war und Frau X von vornherein vor der Gefahr be­
wahrte, in ihrer Glaubwürdigkeit in Zweifel gezogen zu 
werden. 

Angesichts des beträchtlichen Unrechts - und Schuld­
gehalts der Taten kommt die Annahme eines minderschwe­
ren Falles nicht in Betracht. Auch als Prostituierte verdient 
Frau X den vollen Schutz ihrer Freiheit zur sexuellen Selbst­
bestimmung. § 21 StGB darf nicht doppelt strafmildernd 
berücksichtigt werden (S 50 StGB) . 

Nach Abwägung aller für und gegen den Angeklagten 
sprechenden Umstände hält die Strakammer eine Freiheits­
strafe von vier Jahren für tat- und schuldangemessen sowie 
für erforderlich, den Angeklagten erzieherisch zu beeinflus­
sen und ihn in Zukunft von Straftaten abzuhalten, letztlich 
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auch zur Verteidigung der Rechtsordnung vor solchen Ge­
walttätern für geboten. ach 2/3 der Strafverbüßung wird 
zu prüfen sein, ob der Strafrest zur Bewährung ausgesetzt 
werden kann, eine Maßnahme, die hier von der Strafkammer 
günstig beurteilt wird. 

Die aufgezeigte pos1t1ve Entwicklung, die die 
Rechtsprechung mit den vorgenannten Urteilen 
nimmt, sollte von Nebenklägerinvertreterinnen in 
ähnlichen Prozessen nicht nur in ihren Plädoyers ver­
wendet werden; verstärkt sollten Nebenklägerinnen 
von ihrem Recht, Rechtsmittel einzulegen, Gebrauch 
machen, wenn der Vergewaltiger in l. Instanz nur 
wegen eines „minderschweren Falles" verurteilt wur­
de. Nur durch die ständige Konfrontation der Rechts­
anwender mit feministischen Argumentationsmu­
stern kann eine fortschrittliche Rechtsprechung, wie 
die beiden Beispiele zeigen, erreicht werden. 
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Urteil mit Anmerkungen 
LG Kiel, §§ 395 Abs. 1, 374 Abs. 1 Nr. 2, 4 
StPO 

ebenklage ohne Strafantrag 
Eine Strafcmzeige wegen Vergewalti,RUrlJ? kann 

ZU,Rleich einen Strafantrag wegen Beleidigung bzw. 
Körperverletzung enthalten, wenn die gebotene 
Schriftform gewahrt ist und sich uus ihr ein Strafver­
folgungsbegehren zweifelsfrei entnehmen laßt. 
LG Kiel, Beschluß vom 15.4.1985 - 32 as 92/85 -

Vorbemerkung 
Das Amtsgericht Eckernförde hatte den Antrag der 

Zeugin, als ebenklägerin zugelassen zu werden, mit der Be­
gründung zurückgewiesen, es mangele an den erforderlichen 
Strafanträgen, so daß deshalb eine Verurteilung nicht erfol­
gen könne. 

Nach der derzeitigen Rechtslage ist Vergewaltigung 
nicht als nebenklagefahiges Delikt in der StPO aufgeführt. 
Eine Berechtigung zur Nebenklage wird nur dann als gege­
ben angesehen, wenn die betroffene Frau hinsichtlich der -
zu der angeklagten Vergewaltigung in Gesetzeskonkurrenz 
stehenden - Beleidigungs- und Körperverletzungsdelikte als 
Privatklägerin aufzutreten befugt wäre. 

Die Rechtsprechung fordert - zu Unrecht, wie ich 
meine - das Vorliegen eines wirksamen Strafantrages als 
Voraussetzung für die Zulassung der ebenklage. Dies wird 
oft zum Problem, nicht zuletzt deshalb, weil die Zeuginnen 
selten darüber aufgeklärt werden, daß sie Strafantrag stellen 
müssen bzw. welche Folgen das Fehlen eines Strafantrages 
hat. 

maritthiede
Rechteck
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